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BGB §§ 415, 416
Die Rechtsprechung dahin, daß die Übernahme einer Hypothek 
.in Anrechnung auf den Kaufpreis grundsätzlich die Verein-. 
barung einer befreienden Übernahme auch der persönlichen 
Schuld in sich schließt, ist nicht ohne weiteres dann an­
wendbar, wenn der Veräußerer des Grundstücks nicht der 
persönliche Schuldner istB *
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V ZR 165/59
Verkündet 
am 22» März 1961
Justizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

1 * d e jM g y jW ^ g lla  D S^^^B^^BBstraße geh* Gl in Hi •aisN

2« das Apothekers Br* Hans D
gerstraße^B und

3• der grau Gertrud K 
Me^BI^^Bs t r aße

an

geh* D

als Erben des verstorbenen Apothekers Dr. HugoiMBBB^
Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionskläger, 

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
g e g e n

dorMteuverein F B B B B B B  i«Br. eGmbH in I]BBIB'fBreisgau! z B B B B ^ £ ä ß e  Bfca, vertreten durch dessenVorstand^Architekt 
Albert KlflBPund Kaufmann Gustav H ä B B B B i n  B B B 1 B

Beklagten, Berufungskläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 22» März 1961 unter Mitwirkung des Senatsprä­
sidenten Dr. Tasche und der Bundesrichter Dr«, Rothe, Dr, Frei­
tag, Dr, Mattem und Offterdinger

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe - 4* Zivilsenat in Freiburg - vom 23«» Juli 1959 
wird auf Kosten der Kläger zurückgewiesen«
4 Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Im Dezember 1926 gewährte die Handwerkerbank B a 0  AG in 
B a g ^  (Handwerkerbank) der Klägerin zu 1 und ihrem Ehemann, 
dem Apotheker Dr. Hugo D€K, ein Darlehen in Höhe von 
43*750 sfrs, das seit dem 15* Juni 1935 in Höhe von 43*421,87 
sfrs besteht und nach der Schuldurkunde vom 3« Dezember 1926 
"in effektiver Schweizerwährung" zuriickzuzahlen ist» Zur Siche­
rung des Darlehens wurde für die Handwerkerbank auf dem Grund­
stück Bj^straße in das dem Vater des Dr. Hugo
Dfli gehörte, eine Höchstbetragshypothek bis zum Preis 16 kg 
Feingold eingetragen»

Der im Jahre 1929 verstorbene Vater.wurde von Dr. Hugo 
D^Bl und dessen beiden Schwestern, Frau Anna K ö ^ ^  geb. D € V  
und Frau Marie beerbt. Im Wege der Erbaus­
einandersetzung erhielt Frau K ö ^ g  das belastete Grundstück.
Sie wurde am 28. Dezember 1937 als Eigentümerin im Grundbuch 
eingetragen. Persönliche Schuldner der Darlehensforderung der 
Handwerkerbank blieben die Klägerin zu 1 und ihr Ehemann 
Dr. Hugo Bfll.

Mit notariellem Vertrag vom 21. Juni 1940 verkaufte Dr. Hu­
go DflBi als Bevollmächtigter seiner Schwester das Grundstück 
an den Beklagten. Über die Bezahlung des auf 97.500,—  RM ver­
einbarten Kaufpreises heißt es in § 2 des Kaufvertrags:

M1. Bis 1» Juli 1940 ist auf das Kont^des Bevollmäch­
tigten bei der Kreissparkasse H f l H H H B  ohne Zins zu bezahlen der Betrag von RM 62.500

2. der Rest mit » 35.000
zusammen wieder RM 97.500

ist vom.1. Juli 1940 ab mit 4# zu verzinsen und mit den 
Zinsen Zug um Zug gegen Aushändigung der löschungsbev/il- 
ligung für dio noch eingetragene und von der Verkäuferin 
baldmöglichst zu beseitigende Hypothek der Handwerker­
bank B f l i  AG zu entrichten."
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Der Beklagte, der bis zum 1. Juli 1940 den Betrag von 
62.500 HM zu Händen des Dr. Hugo D M  zahlte, wurde am 
15« August 1940 als Eigentümer im Grundbuch eingetragen.

Da Frau Kö^^die Hypothek der Handwerkerbank nicht be­
seitigen konnte, weil diese die Annahme von Reichsmarkbeträ­
gen ablehnte, wurde zwischen Frau KöMP> wiederum vertreten 
durch ihren Bruder Dr. Hugo DflP», und dem Beklagten am 14. Ju­
li 1942 ein notarieller Nachtragsverträg geschlossen, nach 
dem der Kaufpreis in Abänderung des-4- 2 des Kaufvertrags wie 
folgt zu verrechnen und zu bezahlen wars

n1. Der Käufer übernimmt in Anrechnung auf den Kaufpreis 
die auf dem Grundstück eingetragene Höchstbetrags­
hypothek der Handwerkerbank in B M P  AG mit Preis 
von 16 kg Feingold zum Mittelkurs der Schweizer 
Franken am Vortage der Genehmigung der Devisenstel­
le zur Verzinsung vom 1.6.1940 und zur künftigen 
Bezahlung. Diesem Eintrag liegt eine Schuld zugrun­
de mit 43o750 sfrs.

2. Der Unterschied zwischen dem übernommenen und tat­sächlich vom Käufer seinerzeit herauszuzahlenden 
Reichsmarkbetrag der Hypothek einerseits und dem 
Kaufpreis von 97*500 RM andererseits ist vom 
1*7.1940 an mit 4# zu verzinsen und mit diesen Zinsen, soweit noch nicht geschehen, nach devisen­
rechtlicher Genehmigung der Vertragsänderung an 
Herrn Dr. Hugo D M  zu zahlen".

Das belastete Grundstück wurde im November 1944 durch 
Kriegseinwirkung zerstört. Es ist nach dem Krieg von dem 
Beklagten an die Stadt Freiburg gegen ein anderes Grundstück 
getauscht worden. Die Eintragung der Stadt Freiburg steht 
noch aus, da die vereinbarte Ablösung der Hypothek noch nicht 
erfolgt ist.

Dr. Hugo D M  ist inzwischen (am-;24* April 1957) ver­
storben und von den Klägern (seiner Witwe und seinen beiden 
Kindern) beerbt worden.
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In einem Vorprozeß der Handwerkerbank gegen die jetzigen 
Kläger wurde durch Urteil des Landgerichte Freiburg vom 
24p Dezember 1957 (2 0 28/57) festgestellt, daß die Kläger 
persönliche Schuldner der Forderung der Handwerkerbank sind., 
Die Berufung der Kläger wurde durch rechtskräftig gewordenes 
Urteil vom 15« März 1959 (4 U 38/58) zurückgewiesen *

Die Kläger haben vorgetragens Der Beklagte habe im 
Hachtragsvertrag vom 14« Juli 1942 neben der dinglichen Hy- 
pothekenschuld auch die zu Grunde liegende Darlehensschuld 
der Eheleute Dr» Hugo D€BI Übernommen» Zumindest sei der Be­
klagte aus § 415 Abs» 3 BGB verpflichtet, sie von ihrer 
Schuld gegenüber der Handwerkerbank zu befreien» Diese Ver­
pflichtung ergebe sich im übrigen auch aus dem Gesichts­
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung»

Die Kläger haben beantragt:
festzustellen, daß der Beklagte den Klägern gegen­
über verpflichtet ist, die Handwerkerbank Bfflfc AG 
in Bflfc/Schweiz wegen ihrer Darlehensforderung ah 
die Kläger über 43 750 sfrs zuzüglich Zinsen - ge­
sichert durch die auf dem Grundstück Band 73 Heft 6 
LgboHr« 724 eingetragene Höchstbetragshypothek über 
16 kg Feingold - nach Maßgabe einer nach dem Londoner 
Schuldenabkommen abzuschließenden HegelungsVerein­
barung zu befriedigen»

Der Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen»

Er ist der Ansicht, er sei weder aus einer Schuldüber­
nahme noch aus einer Erfüllungsübernahme nach § 415 Abs» 3 
BGB verpflichtet, die Kläger von ihrer persönlichen Schuld 
gegenüber der Handwerkerbank zu befreien, da er den Hach-
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tragsvertrag nur mit der Grundstückseigentümerin Frau Kö^^, 
und nicht auch mit Dr. Hugo D<|^ und dessen Ehefrau abgeschlos­
sen habe; für die von den Klägern behauptete Erfüllungsüber­
nahme fehle es zudem an der erforderlichen devisenrechtlichen 
Genehmigung.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben•

In der Berufungsinstanz sind die Kläger im Wege der An- 
schlußberufürig zur LeIstühgskläge Übergegangen und haben nun­
mehr beantragt, sie von dei* Darlehensforderung in Höhe des 
Betrages freizustellen, der sich aus der nach dem Londoner 
Schuldenabkommen mit der Handwerkerbank zu treffenden Regelung 
ergebe.

Das Oberlandesgericht hat unter Zurückweisung der Anschluß­
berufung und in Abänderung des Urteils dbs Landgerichts die 
Klage abgewieseno

Mit ihrer Revision verfolgen die Kläger ihre in der Be­
rufungsinstanz gestellten Anträge weiter. Der Beklagte be­
antragt Zurückweisung des Rechtsmittels.

Entscheidungsgrtindes

1, Das Berufungsgericht geht von der ständigen auch im 
Schrifttum gebilligten Rechtsprechung aus, nach der die Über­
nahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis grund­
sätzlich die Vereinbarung einer befreienden Übernahme auch 
der persönlichen Schuld in sich schließt (RG 5043i;mit
weiteren Nachweisen; KG JW 1938, 1916; Palandt, BGB 19* Aufl. 
§416 Anm. 1; BGB RGRK 11. Aufl. § 416 Anm. 1; Staudinger,
BGB 9» Aufl. § 415 Anm. I 1). Es hält diese Rechtsprechung 
hier jedoch nicht für anwendbar, weil der Beklagte in dem
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Nachtragsvertrag vom 14o Juli 1942 eine auf dem Grundstück 
lastende Hypothek übernommen habe, die nicht für die Schuld 
des Veräußerers, der Frau Kö^|, sondern für die Schuld eines 
Dritten, nämlich der Eheleute Dr* Hugo D ^ ,  bestellt worden 
sei und deshalb gegenüber dem in der Rechtsprechung vorausge­
setzten Normalfall, daß der Veräußerer selbst Schuldner der 
durch die Hypothek gesicherten Forderung sei, eine andere 
rechtliche und wirtschaftliche Interessenlage vorliege0 Zur 
Begründung führt das Berufungsgericht im einzelnen aus: Sei 
der Verkäufer des belasteten Grundstücks auch der persönliche 
Schuldner der durch die Hypothek gesicherten Forderung, so 
liege die Annahme sehr nahe, daß die Vertragsparteien mit 
der Übernahme der Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis 
auch die Übernahme der persönlichen Schuld des Veräußerers 
gewollt hätten, um die im Interesse des Veräußerers uner­
wünschte Trennung der dinglichen von der persönlichen Haftung 
zu vermeiden» An einer ähnlichen Intereesenlage fehle es 
aber, wenn der Veräußerer nicht gleichzeitig der persönliche 
Schuldner sei« In diesem Falle werde seine Rechtsstellung 
durch die alleinige Übernahme der dinglichen Schuld nicht ge­
fährdet» Noch weniger werde dadurch die Rechtsstellung des 
Dritten, des persönlichen Schuldners, der nicht Vertragspar­
tei sei, berührt* Mit der vom I&ndgericht herangezogenen 
Auslegungsregel lasse sich daher im vorliegenden Fall die 
Übernahme der zugrunde liegenden persönlichen Schuld der Ehe­
leute Dr. Hugo durch den Beklagten nicht begründen* ln
der Anwendung dieser Auslegungsregel auch auf den vorliegen­
den Fall liege vielmehr eine willkürliche Verschiebung der 
Darlegungs- und Beweispflicht der Kläger. Diese hätten nach 
den allgemeinen Grundsätzen des Vertragsrechts darzulegen, 
daß der Beklagte außer der Hypothek auch die persönliche 
Schuld der Eheleute Dr* DOtt übernommen habe*

4

$1*'
5;



Diese Ausführungen des Berufungsgerichts werden von der 
Revision in mehrfacher Hinsicht angegriffen«

a) Sie meint zunächst» es sei der vom Berufungsgericht 
angenommene Ausnähmefall von der aufgeführten Rechtsprechung 
schon aus tatsächlichen Gründen nicht gegeben» Sie bezieht 
sich dabei auf folgenden Vortrag der Kläger in ihren Schriftsät- . 
zen vom 2» Juni und 5* Dezember 1958: Die Miterben hätten ver­
einbart» daß Frau das Grundstück "nicht behalten» sondern
daß diesen an Br» Hugo wieder zurüekf allen" sollte« Die
formale Rückübertragung sei zwar miterlassen worden» Dr« Hugo 
D A P  habe jedoch bei der Weiterveräußerung an den Beklagten 
so gehandelt, wie wenn das Haus ihm gehörte« Deshalb habe er 
- und nicht Frau Köflt» wie es an sich natürlich gewesen wäre - 
Empfänger desjenigen Betrages sein sollen, der zwischen der 
Hypothekenvaluta im Zeitpunkt von deren Heimzahlung und dem 
Betrag der Kaufpreisschuld von 97«>500 RM verblieb» Diese Sach­
lage sei dem Beklagten bekannt gewesen« Er habe gewußt, daß 
Dr» D A  Schuldner der Hypothekenforderung und - wenigstens 
wirtschaftlich - Gläubiger der Kaufpreisforderung gewesen sei»

*
Die Revision folgert aus diesem nach ihrer Meinung als 

unstreitig behandelten Vortrag, daß damit die Auffassung des 
Berufungsgerichts entfalle, es sei bei dem hier gegebenen Aus­
einanderfallen von obligatorischem und dinglichem Schuldner 
keine ähnliche Interessenlage gegeben, wie wenn der Veräußerer 
zugleich der persönliche Schuldner gewesen wäre; denn wenn man 
auf die Interessenlage abstelle, so komme es nicht auf die 
formalen Rechtspositionen, sondern auf die wirtschaftlichen 
an und diese seien hier wie in den von der Rechtsprechung ent­
schiedenen Fällen gleich»

Damit kann die Revision keinen Erfolg haben» Es kann da­
hingestellt bleiben, ob sich aus dem Vortrag der Kläger, da
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er nähere Angaben tatsächlicher Art vermissen läßt, überhaupt 
ergeben könnte, daß Dr» Hugo D^fc “wirtschaftlich” Eigentümer 
des Grundstücks war, und ob daraus mit der Revision die Folge­
rung zu ziehen wäre, daß der Beklagte in Kenntnis dieser Sach­
lage auch die der Hypothek zugrunde liegende persönliche Schuld 
übernommen habe» Bas Berufungsgericht brauchte auf den hier in 
Frage stehenden Vortrag der Kläger schon deshalb nicht einzu­
gehen, weil der Beklagte diesen Vortrag bestritten hat und 
die Kläger keinen Beweis hierfür angetreten haben« Bas Bestrei­
ten des Beklagten ergibt eich aus dessen Berufungsbegründungs­
schrift, in der abschließend ausgeführt ist, das entgegenste­
hende Vorbringen der Kläger bleibe, soweit es nicht ausdrück­
lich zugestanden sei, bestritten« Damit ist auch der Vortrag 
der Kläger in ihrem erstinstanzlichen Schriftsatz vom 2. Juni 
1958 vom Beklagten bestritten worden» Da der Vortrag der Klä­
ger in ihrem späteren Schriftsatz vom 5* Dezember 1958 im v/e- 
sentlichen nur eine Wiederholung dieses Vortrags darstellt, 
war ein nochmaliges Bestreiten des Beklagten nicht mehr er­
forderlich«

Die Revision meint in diesem Zusammenhang weiterhin, 
nach der landgerichtlichen günstigen Entscheidung habe die 
andere Rechtsauffassung des Berufungsgerichts die Kläger über­
raschen müssen; dieses hätte deshalb gemäß § 139 ZPO darauf 
hinv/eisen müssen, daß die Kläger für ihr Vorbringen Beweis 
anboten; sie hätten sich dann auf Parteivernehmung gestützt 
und dabei auch auf §448 ZPO verwiesen, weil der Vertragsin­
halt für ihre Darstellung spreche«

Bei der gegebenen Sachlage war das Berufungsgericht je­
doch nicht verpflichtet, nach § 139 ZPO in diesem Sinne auf 
die Kläger einzuwirken« Schon vor dem Landgericht war die 
Frage von« entscheidender Bedeutung, ob Dr» Hugo Dorn bei Ab-

i
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Schluß des Kaufvertrags vom 21. Juni 1940 nicht nur entspre­
chend dem Wortlaut der notariellen Urkunde als Bevollmächtig­
ter der Frau K ö ^ ^  auf ge treten war, sondern auch im eigenen 
Namen und in dem s einer Ehefrau gehandelt und insoweit die 
Übernahme auch der der Hypothek zugrunde liegenden persönli­
chen Schuld mit dem Beklagten vereinbart hat« Das Landgericht 
hat dies aus mehreren rechtlichen Gesichtspunkten bejaht» Da 
der Beklagte mit seiner Berufung alle dahingehenden Ausführun­
gen des Landgerichts angegriffen hat, kann nicht davon gespro­
chen werden, die Kläger seien dadurch überrascht worden, daß 
das Berufungsgericht die Angriffe des Beklagten gegen das Ur­
teil des Landgerichts als begründet erachtet hat« Die Kläger 
waren deshalb auch ohne einen Hinweis des Berufungsgerichts nach 
§139 ZPO gehalten, für ihren von dem Beklagten bestrittenen 
Vortrag in den Schriftsätzen vom 2» Juni und 5« Dezember 1952 
Beweis anzutreten, wenn sie diesen Vortrag für die Entschei­
dung der Frage, ob der Beklagte auch die persönliche Schuld 
übernommen hat, als wesentlich erachteten»

Die Revision rügt in diesem Zusammenhang schließlich 
noch Verletzung des § 286 ZPO, weil das Berufungsgericht die 
von den Klägern in ihrem Schriftsatz vom 3» Juni 1959 in Fo­
tokopie überreichten handschriftlichen Notizen des Br. Hugo 
D O V  übergangen habe« Sie meint, diese Notizen wären, wenn 
sie von dem Berufungsgericht nicht schon als voller Beweis 
angesehen worden wären, mindestens .im Rahmen des § 448 ZPO 
von ausschlaggebender Bedeutung gewesen. Auch diese Rüge ist 
nicht begründet. Die Kläger haben auf die Notizen im Zusammen­
hang mit ihrem Vortrag verwiesen, Br. Hugo B M ü  habe sich im 
Jahre 1937 auf Wunsch von Frau KöflBbbereit erklärt, selbst 
das Anwesen zu übernehmen, ohne daß indes eine Berichtigung 
des Grundbuchs erfolgt wäre. Hieraus ergibt sich jedoch noch 
nicht, daß Br. Hugo Dflftbei der Weiterveräußerung des Grund-
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Stücks entgegen dem Wortlaut der notariellen Erklärung so han­
delte, "wie wenn das Haus ihm gehörte", und dem Beklagten dies 
bekannt war* Da der Beklagte dies ausdrücklich bestritten hat 
und die Kläger hierfür keinen Beweis angetreten haben, brauchte 
das Berufungsgericht auf die handschriftlichen Wotizen des 
Br. Hugo B^fe nicht einzugehen.

b) Bie Revision wendet sich auch materiell-rechtlieh ge­
gen die Auffassung des Berufungsgerichts, die Rechtsprechung 
dahin, daß die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den 
Kaufpreis grundsätzlich die Vereinbarung einer befreienden 
Übernahme auch der persönlichen Schuld in sich schließe, sei 
dann nicht anwendbar, wenn der Veräußerer des Grundstücks 
nicht der persönliche Schuldner der durch die übernommene Hy­
pothek gesicherten Forderung sei. Sie meint, alle Kommentatoren 
(Palandt aaO § 415 Anm. 1 und § 416 Anm. 1; BGB RGRK aaO 
§ 415 Anm. 2 und § 416 Anm. 1; Staudinger aaO § 415 Anm. I 1 
und § 416 Anm. a ) entnähmen aus der Rechtsprechung ohne jeg­
liche Einschränkung, daß nach der Verkehrsauffassung bei der 
Übernahme einer Hypothek durch den Käufer eine befreiende 
Schuldübernahme als gewollt gelte und daß namentlich die 
"Übernahme" der Hypothek ?*in Anrechnung auf den Kaufpreis" 
als Übernahme auch der persönlichen Schuld auszulegen sei, und 
zwar als befreiende (RG JW 1932, 1043)-

Bern kann jedoch nicht gefolgt werden. Weder aus dem von 
der Revision aufgeführten Schrifttum noch aus der von ihr 
zitierten Entscheidung des Reichsgerichts sind irgendwelche 
Anhaltspunkte dafür zu entnehmen, daß die hier in Frage ste­
hende Rechtsprechung auch dann gelten soll, wenn der Ver­
äußerer des Grundstücks nicht der persönliche Schuldner der 
durch die übernommene Hypothek gesicherten Forderung ist.
Bies ist auch aus Rechtsgründen nicht ohne weiteres möglich,
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da die Übernahme einer Schuld, von dem hier nicht in Betracht 
kommenden Pall des § 414 BGB abgesehen, nach § 415 BGB der 
Vereinbarung zwischen dem alten und dem neuen Schuldner be­
darf und eine solche deshalb ohne Mitwirkung des alten Schuld­
ners nicht gegeben sein kann» In der Übernahme einer Hypothek 
in Anrechnung auf den Kaufpreis kann daher grundsätzlich nur 
dann zugleich auch eine Übernahme der durch die Hypothek ge­
sicherten persönlichen Schuld erblickt werden, wenn der Ver­
äußerer des Grundstücks auch der persönliche Schuldner ist. 
Denn andernfalls würde die Wirkung des Kaufvertrags auf Drit­
te erstreckt werden, die an ihm gar nicht beteiligt waren.

2. Das Berufungsgericht ist sodann der Auffassung, es 
seien weder aus dem Nachtragsvertrag vom 14» Juli 1942 in 
seinem Zusammenhang noch aus den außerhalb des Vertrags lie­
genden Umständen ausreichende Anhaltspunkte dafür zu ent­
nehmen, daß der Beklagte außer der Hypothek auch die persön­
liche Schuld des Dr. Hugo DMfc und seiner Ehefrau übernommen 
habe.

a) Hinsichtlich des Nachtrags vertrage vom 14. Juli 1942 
führt das Berufungsgericht aus: Aus dem Wortlaut des § 2 die­
ses Vertrags, wonach der Beklagte die auf dem Grundstück la­
stende Höchstbetragshypothek "in Anrechnung auf den Kaufpreis11 
und "zur künftigen Bezahlung" übernommen habe, könne die von 
den Klägern behauptete Übernahme der Schweizerfrankenverbind­
lichkeit nicht hergeleitet werden. Im notariellen Vertrag vom 
21. Juni 1940 sei der Kaufpreis auf 97.500 RM festgesetzt 
worden, wobei die Verkäuferin die Hypothek "baldmöglichst 
zu beseitigen" gehabt habe. Da sie diese Verpflichtung nicht 
habe erfüllen können, sei nach der Eintragung des Beklagten 
im Grundbuch in Abänderung des Vertrags vom 21. Juni 1940 
vereinbart worden, daß nunmehr der Beklagte die Hypothek
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übernehme, um seinerseits die beabsichtigte Ablösung der Hy­
pothek vorzunehmen. Nur insoweit sei der Kaufvertrag vom 
21o Juni 1940 geändert \yorden. Hiermit stimme auch § 2 Nr. 2 
des Nachtragsvertrags überein * Danach sei der festgesetzte 
und beibehaltene Kaufpreis von 97*500 HM in der Weise verrech­
net v/orden, daß der Beklagte den Unterschiedsbetrag zwischen 
diesem Kaufpreis und dem für die Ablösung der Hypothek erfor­
derlichen Reichsmarkbetrag nebst 4# Zinsen seit dem 1* Juli 1940 
an den Bevollmächtigten der Verkäuferin, Dr» Hugo Dflfc, zu be­
zahlen gehabt habe# Auch der Umstand* daß nach dem Vertrag die 
Zahlungen nicht direkt an die Verkäuferin, sondern an Dr« Hugo 
DtfBzu erfolgen gehabt hätten, könne an dieser Auslegung des 
Vertragstextes nichts ändern« Denn der Kaufpreis von 97«500 Etö 
habe schon auf Grund des Kaufvertrags vom 21; Juni 1940 nicht 
an Frau Köf0, sondern an Dr« Hugo D4BIbezahlt werden sollen« 
Wolle man, obwohl im Nachtragsvertrag von einer Übernahme 
der persönlichen Schweizerfrankenschuld so wenig wie im Kauf­
vertrag vom 21« Juni 1940 die Rede sei, gleichwohl diesem Ver­
trag dio Schuldübernahme entnehmen, so würde man dem Vertrags­
text eine Bedeutung unterschieben, die über den Wortlaut hinaus­
gehe .

Da es sich hierbei um die Auslegung eines Individualver­
trage handelt, hat da3 Revisionsgericht nur zu prüfen, ob die 
Auslegung möglich ist, ob gesetzliche Auslegungsregeln ver­
letzt sind und ob wesentlicher Prozeßstoff übergangen ist« In 
keiner dieser Beziehungen ist jedoch ein Rechtsverstoß ersicht­
lich. Der Revision kann zunächst darin nicht gefolgt werden, 
aus der Rechtsprechung dahin, daß mit der Übernahme einer Hy­
pothek in Anrechnung auf den Kaufpreis unweigerlich die Über­
nahme auch der persönlichen Schuld vereinbart sei, ergebe sich 
in Verbindung i&it der im Nachtragsvertrag vereinbarten Über­
nahme der, Höch3tbetragshypothek "zur künftigen Bezahlung" eine 
Klarstellung (im Sinne der Übernahme auch der persönlichen
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Schuld), die eine andere Auslegung durch ein Gericht nicht 
zulasse. Wie bereits ausgeführt, ist jedoch einmal die auf­
geführte Rechtsprechung hier nicht anwendbar, weil die Ver­
käuferin des Grundstücks nicht zugleich auch die persönli­
che Schuldnerin der durch die übernommene Hypothek gesicher­
ten Forderung war. Zum anderen ist die Auslegung des Beru­
fungsgerichts, aus der Übernahme der Höchstbetragshypothek 
»zur künftigen Bezahlung» könne mit Rücksicht auf den An­
laß für den Abschluß des Nachtragsvertrags und im Zusammen­
hang mit der Verrechnung des Kaufpreisen in dessen § 2 Hr. 2 
nicht eine Übernahme auch der persönlichen Schuld hergeleitet 
werden, entgegen der Meinung der Revision möglich, zumal wenn 
man in Betracht zieht, daß in der gesetzlichen Begriffsbe­
stimmung der Hypothek in § 1113 Abs* 1 BGB von der Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme aus dem Grundstück die Rede ist»

Nicht gefolgt werden kann der Revision weiterhin darin, 
es sollte sich nicht verschieden auswirken können, ob Dr. Hugo

bei den Vertragsverhandlungen mit dem Beklagten als 
Vertreter der Grundstücksverkäuferin oder für diese und zu-̂- 
gleich im eigenen und im Namen seiner Ehefrau aufgetreten 
sei; denn darin liegt, wie das Berufungsgericht mit Recht 
hervorhebt, gerade der entscheidene Gesichtspunkt. Insoweit 
ist aber das Berufungsgericht zu dem Ergebnis gekommen,
Br. Hugo habe seinen etwaigen Willen, seine und seiner
Ehefrau persönliche Schuld auf den Beklagten zu übertragen, 
nicht in ausreichendem Maße für diesen erkennbar zum Aus­
druck gebracht.

Nicht ersichtlich ist, wieso das Berufungsgericht bei 
diesem Ergebnis notfalls einen Vertrag zugunsten Dritter 
hätte annehmen müssen. Die Revision legt dies auch fficnt 
näher dar. Insbesondere sind in den Tatsacheninstanzen kei-
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ne Behauptungen in£der Richtung aufgestellt worden, daß der 
Wille der Vertragschließenden auf die Begründung von Rechten 
unmittelbar für die persönlichen Schuldner gerichtet war* Ob 
Frau Küflfeals Vertragspartei selbst einen Anspruch auf Frei­
stellung der persönlichen Schuldner haben mag, kann im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht geprüft werden*

Die Revision macht dem Berufungsgericht sodann zum Vor­
wurf, es habe sich, wenn es davon spreche, der Kaufvertrag 
vom 21. Juni 1940 sei nur insoweit geändert worden, nicht klar- 
gemacht, was es mit dem Wort "insoweit1* umreiße* Dies trifft 
indessen nicht zu* Wie sich aus seinen oben wiedergegebenen 
Ausführungen ergibt, wollte das Berufungsgericht damit zum Aus­
druck bringen, daß.die Änderung des Kaufvertrags durch den 
Nachtragsvertrag nur die Übernahme der Hypothek und nicht 
auch die der persönlichen Schuld zum Gegenstand hatte*

Die Revision rügt weiterhin, das Berufungsgericht habe 
bei seiner Auffassung, auch § 2 Nr* 2 des Nachtragsvertrags 
stimme damit überein, daß der Kaufvertrag vom 21« Juni 1940 
nur hinsichtlich der Übernahme der Hypothek geändert worden 
sei, den Vortrag der Kläger in ihrem Schriftsatz vom 5* De­
zember 1958 ( S o  3 und 6) übersehen, daß diese Nr. 2 in den 
Nachtragsvertrag eingefügt worden sei, da noch nicht festge­
standen habe, welcher Betrag zur Ablösung der wertgesichterten 
Höchstbetragshypothek erforderlich sein würde und daß, wie 
schon das Bendgericht zutreffend bemerkt habe, mit der Dif­
ferenz zwischen dem Kaufpreis und dem für die Rückzahlung 
der Darlehensschuld aufzunehmenden Reichsmarkbetrag der Be­
trag gemeint gewesen sei, der erforderlich sein würde, um die 
zur Abdeckung der Frankenverbindlichkeit erforderlichen Sor­
ten zu kaufen. Auch diese Rüge ist nicht begründet* Daß § 2 
Nr. 2 in, den Nachtragsvertrag aus dem von der Revision auf-
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geführten Grunde eingefügt wurde, ist offensichtlich» Bei 
dem übrigen Vortrag der Kläger, den das Berufungsgericht 
nicht beachtet haben soll, handelt es sich nicht um Behaup­
tungen tatsächlicher Art, mit denen das Berufungsgericht 
sich hätte befassen müssen, sondern um die Wiedergabe der 
Ansicht der Kläger, es ergebe sich auch aus dieser Vertrags­
bestimmung, daß der Beklagte auch die persönliche Schuld 
übernommen habe. Das Landgericht hat zwar ebenfalls diese 
Auffassung vertreten. Das Berufungsgericht ist aber im We­
ge der Auslegung dieser Vertragsbestimmung zu dem Ergebnis 
gekommen, daß auch sie sich nur auf die Übernahme der Hypo­
thek beziehe. Diese Auslegung ist möglich und deshalb für 
das Revisionsgericht bindend. Für sie und gegen die Ausle­
gung der Kläger spricht zudem, daß in der Vertragsbestim­
mung, wie das Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, von 
einer Übernahme der persönlichen Schweizerfrankenverbind­
lichkeit nicht die Rede ist, sondern nur von dem “übernom­
menen und tatsächlich vom Käufer seinerzeit herauszuzahlen­
den Reichsmarkbetrag der Hypothek" gesprochen wird.

Die Revision wendet sich schließlich insoweit gegen 
das Berufungsgericht, als dieses dem Umstand, daß nach dem 
Nachtragsvertrag die Zahlungen nicht direkt an die Verkäu­
ferin, sondern an Dr. Hugo D 4 K  zu erfolgen hatten, mit der 
Begründung keine Bedeutung beimißt, der Kaufpreis von 
97o500 RM habe schon auf Grund des Kaufvertrags vom 21. Juni 
1940 nicht an Frau KöflB sondern an Dr. Hugo D 4 ^  bezahlt 
werden sollen. Sie meint, dies sei keine Argumentation. Da­
mit sei bestenfalls bewiesen, daß schon beim Vertragsab­
schluß vom 21. Juni 1940 Dr. Hugo D ^ M  der wirtschaftliche 
Eigentümer gewesen sei. Auch damit kann die Revision keinen 
Erfolg haben. Es lag im Rahmen der tatrichterlichen Würdi­
gung des Berufungsgerichts, wenn es aus den von ihm auf ge­
führten Gründen auch auf Grund der im Nachtragsvertrag ver-
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einbarten Zahlung an Dr. Hugo D^IM nicht zu einer anderen Aus­
legung des Nachtragsvertrags gekommen ist. Daß aus den Zah­
lungsvereinbarungen in beiden Verträgen allein zu folgern wä­
re , daß Dr» Hugo D ^ ^  schon beim Vertragsabschluß vom 21. Juni 
1940 "wirtschaftlicher” Eigentümer des Grundstücks war, wird 
von der Revision selbst nicht geltend gemacht. Sie verweist 
nämlich weiterhin auf den dahingehenden Sachvortrag der Klä­
ger. Wie bereits unter 1 a ausgeführt, ist dieser aber von dem 
Beklagten bestritten und von den Klägern nicht unter Beweis 
gestellt worden.

b) Bei der Prüfung der Frage, ob aus den außerhalb des 
Vertrags liegenden Umständen Anhaltspunkte dafür entnommen 
werden können, daß der Beklagte auch die persönliche Schuld 
übernommen habe, befaßt sich das Berufungsgericht u.a. mit 
der Bezahlung der Hypothekenzinsen durch den Beklagten bis 
zum Jahre 1944« Es führt insoweit aus: Dieser Umstand könne 
nicht zu einer anderen rechtlichen Beurteilung führen. Die 
Zahlung sei lediglich in der von den Vertragsparteien vorge­
sehenen Absicht geschehen, die Hypothek zu beseitigen mit 
der Folge, daß die Zinszahlungen entsprechend dem Nachtrags­
vertrag auf den Restkaufpreis des mit 97»500 RM endgültig 
festgesetzten Kaufpreiseszu verrechnen gewesen seien. Die 
Zahlung der Hypothekenzinsen durch den Beklagten reiche je­
denfalls nicht aus, eine selbständige Verpflichtungserklärung 
des Beklagten darzutun, die persönliche Schweizerfranken­
schuld der Eheleute Dr. Hugo I M  zu übernehmen.

Die Revision meint, diese Erwägungen fänden im Vertrag 
keine Stütze; da insoweit auch sonst keine Tatsachen vorlä­
gen, fuße das Berufungsgericht hier auf reinen Vermutungen.
Ob dies zutrifft, kann indessen dahingestellt bleiben, da 
jedenfalls die Hilfsbegründung des Berufungsgerichts, die 
Zahlung der Hypothekenzinsen durch den Beklagten reiche ihm
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nicht aus* die Übernahme der persönlichen Schuld durch diesen 
anzunehmen, als tatrichterliche Würdigung rechtlich nicht zu 
beanstanden ist.

Soweit die Revision in diesem Zusammenhang von einer Ver­
letzung der Beweislast spricht und meint, die Auslegung eines 
Vertrags sei ohne Rücksicht auf diese vorzunehmen, übersieht 
sie, daß es sich hier nicht um die Auslegung des Nachtragsver­
trags, sondern um die Würdigung einer außerhalb dieses Ver­
trags liegenden Umstands handelt. Entgegen der Meinung der 
Revision hat das Berufungsgericht insoweit auch nicht auf die 
Beweislast abgestellt.

3. Da die Ausführungen des Berufungsgerichts auch im 
übrigen keinen Rechtsirrtum zum Nachteil der Kläger enthal­
ten, war deren Revision mit der Kostenfolge des § 97 ZPO zu­
rückzuweisen.

Dr. Tasche Rothe Dr. Preitag
Bundesrichter Dr. Mattern
ist durch Urlaubsabwesenheit Offterdinger 
verhindert zu unterschreiben.

Dr. Tasche
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